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Betriebsrente

Marktbereinigung 
ist absehbar

Arbeitgebern droht bei Ver-
stößen gegen die tatsächlich 
treuhänderische Verwaltung 

von Arbeitnehmer-Geld eine Klage we-
gen Nachteilen durch Zillmerung. Dafür 
sprechen immer mehr aktuelle Urteile, 
zumal die Abzüge für die gesetzliche Kran-
ken- und Pflegeversicherung inzwischen 
gerichtlich sanktioniert sind und die Be-
triebsrenten schmelzen lassen (siehe Kas-
ten rechts). Zugleich „steht der Verdacht 
einer Untreue im Raum“, meint der auf 
Betriebsrenten spezialisierte Münchener 
Rechtsanwalt Johannes Fiala und warnt: 
„Vermittlern droht das Verfahren wegen 
Anstiftung und Beihilfe.“ Doch damit 
nicht genug: „Der Vermittler ist nicht 

durch seine Vermögensschaden-Haft-
pflichtversicherung geschützt, wenn er 
vorsätzlich oder wissentlich seine Pflich-
ten verletzt“, macht Fiala deutlich. 

Dies könne schon der Fall sein, wenn 
die Entgeltumwandlung durch Zwischen-
schaltung einer Inkassostelle, die zusätz-
liche Verwaltungskosten kassiert, für den 
Arbeitnehmer verteuert wird. Vorsicht ist 
zum Beispiel geboten, wenn eine mit 2,50 
Euro pro Monat nahezu kostenneutrale 
Alternative zur Übertragung der Betriebs-
rente auf den neuen Arbeitgeber geboten 
wird – etwa durch die Clearingstelle der 
„Deutschen Gesellschaft für betriebliche 
Altersversorgung“ (DGbAV). Sie bietet 
insbesondere großen Konzernen an, die 
gesamte Zahlungsabwicklung für bAV-
Verträge zu übernehmen. Bei Job-Wech-
sel von Arbeitnehmern führt die DGbAV 

nach eigener Darstellung die alten und 
neuen Versorgungsverträge zusammen, 
erhält dabei die zumeist günstigeren Kon-
ditionen alter Verträge und nimmt dem 
neuen Arbeitgeber das Inkasso und die 
Weiterleitung des Beitrages an die Versor-
gungsträger ab. Es bleibe also bei einem 
einzigen Vorsorgevertrag bis zum Beginn 
der Betriebsrente. „Allerdings dürfen zu-
sätzliche Kosten bei der Entgeltumwand-
lung nicht den Beiträgen der Mitarbeiter 
belastet werden, sonst besteht der Verdacht 
einer strafbaren Veruntreuung von Arbeit-
nehmer-Geld“, warnt Rechtsanwalt Fiala. 
Dann wäre die Entgeltumwandlungs-Ver-
einbarung „teilnichtig und könnte damit 
für Arbeitgeber und Vermittler zu einem 
Haftungsproblem werden“.   

Pensionskassen müssen sich 
neu positionieren       

Einfache Produktgestaltung und geringer 
Beratungsaufwand haben die Direktver-
sicherung ab 2005 aufgewertet, seit sie 
nun auch so gut wie Pensionskassen und 
-fonds gefördert wird. Damit sind vor 
allem Pensionskassen unter Druck gera-
ten, hat die Managementberatungsfirma 
Rauser Towers Perrin beobachtet. Schon 
seit 2002 haben die Kassen massiv von der 
steuerlichen Förderung (nach Paragraf 3 
Nr. 63 EStG) profitiert. Nun müssen sie 
sich neu positionieren, denn sie erreichen 
bei den Erträgen noch nicht die Direktver-
sicherung. Die Pensionskassen schaffen 
im Schnitt rund 4,15 Prozent laufende 
Gesamtverzinsung, die Direktversiche-
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rungen wegen langjährig noch spar-
samerer Verwaltung 4,3 Prozent. Bei den 
Spitzenreitern ist jedoch kein Unterschied 
zur Direktversicherung zu bemerken (sie-
he Tabelle auf Seite 28 unten).

Wie die Pensionskassen-Studie 2006 
von Towers Perrin zeigt, liegt die Spanne 
bei den 31 untersuchten Pensionskassen 
zwischen 3,5 und 5,46 Prozent, so Bera-
ter Stephan Birkner. Damit sei man mit 
Direktversicherungen vergleichbar. Aller-
dings punkten Pensionskassen vor allem 
mit flexibler Beitragszahlung: Der so ge-

nannte „laufende Einmalbetrag“ erlaubt 
es dem Arbeitnehmer, jedes Jahr neu zu 
entscheiden, ob und in welcher Höhe er 
in seine Pensionskasse einzahlen möchte. 
„Rund 80 Prozent der untersuchten Kas-
sen bieten diese laufenden Einmalbeträge 
an“, weiß Studienautor Birkner.

„Einen Königsweg für die eine oder 
andere Renten-Version gibt es nicht“, sagt 
auch Joachim Geiberger, Geschäftsführer 
bei Morgen & Morgen. Die Analyse auf 
Tarifebene lasse keinen eindeutigen Sie-
ger zu. Grund: Es seien zu viele Abhängig-

keiten und individuelle Begebenheiten zu 
berücksichtigen. Anleger sollten auch auf 
die Qualität der Versicherer selbst achten, 
um später keine böse Überraschung zu 
erleben: Im Unternehmens-Rating von 
Morgen & Morgen sollten mindestens 
vier Sterne („sehr gut“) stehen. Für Pen-
sionskassen liegt es jedoch noch gar nicht 
vor. Eine Marktbereinigung bei den Kas-
sen ist laut Rauser Towers Perrin abseh-
bar, da viele Versicherer überlegen, sich 
auf die in weiten Teilen sehr ähnliche Di-
rektversicherung zu beschränken. Zudem 
erwartet Stephan Birkner, dass Pensions-
kassen künftig stärker von Pensionsfonds 
bedrängt werden. Ansatzpunkte seien die 
Auslagerung von bestehenden Versor-
gungsverpflichtungen aus Firmen und 
die künftig wohl höheren Leistungen der 
Pensionsfonds. 

„Es entsteht mit neuen, echten Pensi-
onsfonds ein deutlich kostengünstigerer 
Weg der Auslagerung von Pensionsver-
pflichtungen als bei alten versicherungs-
förmig kalkulierten Pensionsfonds oder 
U-Kassen“, meint auch Andreas Bürse-
Hanning, Vorstandschef der Aures Fi-
nanz AG & Cie. KG (Mülheim/Ruhr). 
Hintergrund: Mit der 7. VAG-Novelle im 
Sommer 2005 wurde für Pensionsfonds 
erstmalig die Möglichkeit geschaffen, 
Rentenleistungen nicht versicherungs-
förmig zu kalkulieren, also zum Beispiel 
einen Rechnungszins von 4,0 Prozent 
zu verwenden, sofern der Arbeitgeber 
eine Nachschusspflicht akzeptiert. Ers-
te „nicht versicherungsförmige“ Pensi-
onspläne sind bereits auf dem Markt. 
Bei einer Fondsauswahl mit Wertsiche-
rungsansatz sollten 4,0 bis 4,5 Prozent 
erzielbar sein. Bürse-Hanning nennt als 
Beispiele die Fonds DWS Flex Profit sowie 
Invesco Capital Shield 90 (EUR) Fund. 
Hier werden täglich Kurse gesichert und 
stabile Renditen von über fünf Prozent 
ermöglicht. „Nimmt man diese Fonds 
als Rückdeckung für die echte Pensions-
fondskalkulation, müsste die Rechnung 
aufgehen“, hofft der Makler. Dies wäre 
eine deutlich preiswertere Lösung als 
die Ablösung von Pensionsverpflichtun-
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lich kleine Betriebsrenten von bis zu 119 

Euro pro Monat.

■ Voller Beitrag für die gesetzliche 

Kranken- und Pflegeversicherung ist 

auch bei Kapitalabfindungen von Direkt-

versicherungen fällig. Solche Einmal-

zahlungen unterliegen für längstens zehn 

Jahre der SV-Pflicht, entschied das BSG 

am 13. September 2006 (Az.: B 12 KR 

1/06). Dabei sei es gleichgültig, ob der 

Arbeitgeber die Beiträge komplett oder 

überwiegend gezahlt hat. Demnächst ste-

hen weitere Fälle zur Entscheidung an, 

bei denen die Arbeitnehmer den Beitrag 

selbst zahlten (Entgeltumwandlung).

■ Wenn ein Unternehmen Pleite geht, ist 

es nicht erlaubt, dass der Insolvenzverwal-

ter Direktversicherungen zu Geld macht 

und den jeweiligen Rückkaufswert vom 

Versicherer verlangt. Denn bei Insolvenz 

des Arbeitgebers gehört der Rückkaufs-

wert zum Vermögen des Bezugsberech-

tigten, entschied der Bundesgerichtshof 

(BGH) mit Urteil vom 3. Mai 2006 (Az.: 

IV ZR 134/05).

AKTUELLE URTEILE ZUR BETRIEBSRENTE

■ Der Arbeitgeber braucht Wünschen 

eines Arbeitnehmers bei der Auswahl 

einer Gesellschaft für den Abschluss ei-

ner Direktversicherung keine Beachtung 

zu schenken. So entschied das Bundes-

arbeitsgericht am 19. Juli 2005 (Az.: 3 

AZR 502/04 A).

■ Wenn ein Arbeitgeber eine Betriebs-

rente anbietet, verletzt er seine Fürsor-

gepflicht, falls dem Arbeitnehmer durch 

Wahl gezillmerter Tarife sowie zugleich 

erlaubter Stornoabzüge finanzielle Nach-

teile entstehen. Der Chef muss dann für ei-

nen Schaden in voller Höhe haften, falls er 

vorher nicht über diese Risiken informiert 

hatte. Dies entschied das Arbeitsgericht 

Stuttgart am 17. Januar 2005 (Az.: 19 

Ca 3152/04).

■ Die Auszahlung von Betriebsrenten 

ist seit 2004 mit vollem Beitrag für die 

gesetzliche Kranken- und Pflegeversiche-

rung belegt. Dies sei rechtens, entschied 

das Bundessozialgericht (BSG) mit Ur-

teil vom 21. September 2005 (Az.: B 12 

KR 12/04). Nicht betroffen seien ledig-
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gen zu Garantiewerten, die sich durch 
Absenkung des Garantiezinses auf 2,25 
Prozent jetzt noch einmal verteuert hat. 
„Die Ersparnis mit echten Pensionsfonds 
kann bis zu 20 Prozent ausmachen“, 
schätzt Bürse-Hanning.

Es bewegt sich auch an anderen Fron-
ten einiges bei der Betriebsrente. So ist 
kürzlich ein Entgeltumwandlungs-Tarif-
vertrag für die Angestellten der Länder 
in Kraft getreten. Dabei wird als Versor-
gungsträger ausschließlich die Versor-
gungsanstalt des Bundes und der Länder 
(VBL) zugelassen. Bereits die Kommunen 
hatten bei ihrem Tarifvertrag nur öffent-
lich-rechtliche Versicherer und Zusatzver-
sorgungskassen zum Zuge kommen lassen 
und damit ein Oligopol geschaffen, das 
nicht nur von den meisten Versicherern 
abgelehnt wird, sondern auch gegen das 
Vergaberecht verstößt. Hier ist neuer Ärger 
programmiert. 

Ärger steht auch an anderer Stelle ins 
Haus: So wird 2007 die Entscheidung er-
wartet, ob die Einzahlungen bei der Ent-
geltumwandlung über 2008 hinaus von 
Beiträgen für die Sozialversicherung ver-
schont bleiben. Falls die SV-Pflicht kommt, 
würden sich Arbeitnehmer in einer teuren 
und uneffektiven Vorsorge wiederfinden, 
die sie unter ganz anderen Vorzeichen ab-
geschlossen hatten. Sozial-Staatssekretär 
Heinrich Tiemann setzte schon Anfang 
2006 ein Zeichen: „Meine politische 
Meinung ist, dass die jetzige Regelung am 
31. Dezember 2008 außer Kraft tritt.“ Die 
Konsequenzen wären kontraproduktiv für 
die bAV und die Altersvorsorge insgesamt 
(siehe Kasten links oben). 

Die Lösung des Dilemmas ist relativ 
einfach: Durch die gesamtgesellschaftli-
che Brille betrachtet brauchen wir mehr 
Kapitaldeckung – als Ergänzung in allen 
Sozialkassen. Und dann ist Konsequenz 
nötig, einmal begonnene Förderungen 
nicht auf halbem Wege wieder einzukas-
sieren. Zudem sollte der ordnungspoli-
tische Grundsatz gelten: Was nicht mit 
Steuern belegt ist, sollte auch nicht mit 
Sozialabgaben belastet sein. ■

Einzahlungen bei der Entgeltumwand-

lung sind von Beitragspflicht zur Sozi-

alversicherung (SV) befreit. Das könnte 

sich ab 2009 ändern. Mögliche Folgen:

■ Die Rendite nach Steuern und SV-

Beitrag droht für Normalverdiener in 

Richtung eines Tagesgeldes abzugleiten. 

Folge: eine Welle an Verträgen, die bei-

tragsfrei gestellt werden. Aktuelle bAV-

Ansprüche würden also eingefroren. 

■ Schon seit 2004 müssen gesetzlich 

versicherte Betriebsrentner auf ihre Leis-

tungen vollen Kranken- und Pflegebeitrag 

zahlen. Ab 2009 müssten sie dann doppelt 

zahlen, denn auch die Einzahlungen wä-

ren mit dem halben Beitragssatz belegt. 

Problem: Die doppelte Belastung ver-

stößt gegen den verfassungsrechtlichen 

Gleichheitssatz (Artikel 3 Absatz 1 GG).

■ Es entstünde eine absurde Anspruchs-

situation: Da auch Rentenbeitrag auf 

bAV-Einzahlungen erhoben würde, ent-

stünden neue Ansprüche auf gesetzliche 

Rente, die die Rentenversicherung genau 

dann einlösen muss, wenn sie demogra-

fisch besonders stark unter Druck gerät. 

■ Die Belastung der bAV-Einzahlungen 

mit SV-Beitrag wäre fiskalisch kontra-

produktiv. Denn die Entgeltumwandlung 

würde zum Steuersparmodell für Besser-

verdiener, während Normalverdiener mit 

empfindlichen Einbußen rechnen müss-

ten.   

■ Die sozialabgabenfreie Entgeltum-

wandlung als eigentlicher „Motor der 

Erfolgsstory bAV“ käme ins Stottern. Der 

Kunde wird womöglich abwandern – etwa 

in SV-freie Zeitwertkonten.  

ENDE DER SOZIALABGABEFREIHEIT

Pensionskassen-Rentenversicherung im Leistungsvergleich1

Gesellschaft                 Garantie-Rente (Euro)    Prognose für Gesamtrente    Tarif2

                    im 1. Jahr (Euro)

  Mann (40) Frau (40) Mann (40) Frau (40) 
Swiss Life 208 192 269 248 Z540PK
Optima 206 189 275 253 938 Gruppe
Debeka 205 189 261 241 FPA1/FPA3
Neue Leben 205 190 246 226 PK1 281
HDI 204 188 260 239 RC (PK325)
Sparkassen-PK 201 186 239 220 AV-ARDG
Winsecura 201 185 277 256 R3K Einzeltarif
R + V 200 184 262 241 PKI(O)
ARA 199 183 272 251 PRB
Deutsche PK 199 181 252 232 P210M
Hamburg-Mannheimer 199 183 254 234 REN806055Z
Victoria 195 180 251 231 cR REN 405001Z
Alte Leipziger 194 179 240 221 GPK 10
Allianz 193 178 269 247 R1/R2 (PE)
Gothaer 193 178 267 245 PRB1C Z0

1 Beispiel: Mann und Frau (je 40) zahlen je 123,50 Euro pro Monat bis 65 ein für (voll) dynamisch stei-
gende Rente (Beitragsrückgewähr bei Tod in Aufschubzeit; 5 Jahre Rentengarantie bei Tod nach Rentenbe-
ginn); Sortierung nach höchster Garantie-Rente für Männer (Rentenwerte auf 1 Euro gerundet) 
2 ausschließlich Einzeltarife berücksichtigt
Quelle: Morgen & Morgen; Stand: 10/2006 (AVWIN 3.46)
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